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II. TEIL 

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen 

§ 85. (1) Die Pfändung erfolgt durch die Abgabenbehörde oder die andere nichtgerichtliche 
Vollstreckungsbehörde getrennt nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

(2) Soweit die Abgabenbehörde und die andere Vollstreckungsbehörde (Abs. 1) nicht eine andere 
Vereinbarung treffen, führt jene Vollstreckungsbehörde die Verwertung durch, die das 
Verwertungsverfahren als erste angeordnet hat. 

(3) Bei der Verwendung des Verkaufserlöses durch die Abgabenbehörde oder die andere 
Vollstreckungsbehörde gemäß Abs. 1 sind die Pfandrechte in dem im Vollstreckungsverfahren 
begründeten Rang zu berücksichtigen. 

(4) Hat eine Vollstreckungsbehörde im Sinne des § 2 Abs. 2 lit. b bewegliche körperliche Sachen 
gepfändet, hat sie hiervon das Bezirksgericht, in dessen Sprengel die Pfändung vorgenommen wurde 
durch Übersendung des Pfändungsprotokolls oder eines kurzen Auszuges daraus zu verständigen. § 8 
Abs. 1 und 3 sind auch von den Vollstreckungsbehörden gemäß § 2 Abs. 2 lit. b zu beachten. 

(5) Vor Einleitung eines Verwertungsverfahrens haben die in § 2 Abs. 2 lit. b bezeichneten 
Vollstreckungsbehörden und die für den Abgabenschuldner zuständige Abgabenbehörde einander zu 
verständigen, wobei die Verständigungspflicht jene Behörde trifft, die das Verwertungsverfahren 
einleiten will. Hat die jeweils andere Behörde an dem zu verwertenden Gegenstand ein Pfandrecht 
erworben, so haben beide Behörden hinsichtlich der Durchführung des Verwertungsverfahrens eine 
Vereinbarung zu treffen, die dem Abgabenschuldner zur Kenntnis zu bringen ist. 
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(6) Bei der Verwendung des Verwertungserlöses sind Pfandrechte der jeweils anderen Behörde nach 
ihrem Rang zu berücksichtigen. 

(7) Im Fall der Ergebnislosigkeit des von einer Behörde eingeleiteten Verwertungsverfahrens kann 
die jeweils andere Behörde ihr Verwertungsverfahren fortsetzen. 
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